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Bischof von Essen

Herr Dr. Franz-Josef Overbeck

Zwölfling 16

45127 Essen
Essen, 12. Februar 2020
Profanierung der Kirche St. Johann Baptist in Essen-Altenessen

Rechtsmittel / Beschwerde gegen die beabsichtigte Maßnahme

Sehr geehrter Herr Dr. Overbeck,
als Katholik der Kirchengemeinde St. Johann Baptist in Essen-Altenessen lege ich gegen die beabsichtigte Profanierung der Kirche St. Johann Baptist Rechtsmittel gemäß cc. 1732ff CIC ein und beantrage die im Vertrag zum Verkauf der Kirche und des Grundstücks angekündigte Profanierung der Kirche zurück zu nehmen.

Weiterhin lege ich für den Fall, dass die Profanierung nicht zurückgenommen wird, Beschwerde ein und beantrage die Weiterleitung an den hierarchischen Oberen in Rom (c.1737 § 1 CIC).
 
Begründung:
Das Rechtsmittel und die Beschwerde richten sich gegen die in § 10,1. b zwingende Vorgabe im Vertrag über den Grundstücksverkauf (§ 1 – Kaufobjekt), dass die Kirche vor dem Abriss zu profanieren ist. Der Kaufvertrag wurde mit Erteilung der kirchenaufsichtlichen Genehmigung durch das Bistum Essen wirksam (§ 13 des Vertrages). Damit bestätigte das Bistum Essen die beabsichtigte Profanierung der Kirche.
Im kirchlichen Recht ist hinsichtlich der Profanerklärung von Kirchen besonders die in c. 1222 CIC aufgeführte Norm zu beachten.
§ 1 regelt den Fall, dass eine Kirche in keiner Weise mehr zum Gottesdienst verwendet werden kann und keine Möglichkeit besteht, sie wiederherzustellen.

Dieser Regelfall ist hier nicht gegeben, da die Kirche kernsaniert ist und keine größeren Mängel aufweist. Dies wurde im Ergebnis des Pfarreientwicklungskonzeptes von ihnen bestätigt. Die Sonntagsgottesdienste werden regelmäßig von mehr als 300 Personen besucht.

§ 2 nennt weitere Voraussetzungen, die eine Profanierung nahelegen könnten. Es muss sich immer um schwerwiegende Gründe handeln, wobei der Neubau eines Krankenhauses nicht als schwerwiegender Grund im Sinne dieser Vorschrift alleinig gesehen werden kann. Insbesondere nicht in dem Wissen, dass es genug Alternativen für einen Neubau des Krankenhauses und dem Erhalt der Kirche gibt, die ihnen vorgeschlagen wurden.
Eine weitere Voraussetzung ist, dass diejenigen, die Rechte an der Kirche besitzen, einer Profanierung zustimmen müssen. Wie ihnen bekannt ist, wurde die Kirche und das Grundstück der Kirchengemeinde von Johann Lindemann 1862 unter Auflagen und Vorbehalten geschenkt. Die im Urkundenbuch des seinerzeitigen königlichen Kreisgerichts Essen verhandelte Schenkung vom 19.07.1862 beschreibt die Auflagen und Vorbehalte eindeutig.
Auszug:

… schenkt … zum gottesdienstlichen Gebrauch der katholischen Einwohner zu Altenessen …

… unter dem Vorbehalte, dass nur die Pfarrgemeinde in Altenessen die Kirche besitzen soll …

… dass Herr Johann Lindemann nach seinem Tod in jener Kirche seine ewige Ruhestätte finden und beerdigt wird. …

Diese eindeutigen Auflagen und Vorbehalte verbieten einen Verkauf und belegen Rechtsansprüche an Kirche und Grundstück.

Der namentlich bekannte Rechtsnachfolger von Johann Lindemann hat erklärt, dass er auf Einhaltung der Schenkungsauflagen und Vorbehalte besteht und einer 

Profanierung nicht zustimmen wird.
Weiterhin darf durch die Profanierung das Heil der Seelen keinen Schaden nehmen. Bei der Beurteilung und Gewichtung der Gründe für eine zwingend notwendige Profanierung dürfen sie als Bischof sich nicht auf finanzielle und organisatorische Aspekte beschränken. Die durch sie immer wieder vorgetragene Notwendigkeit zum Neubau eines Krankenhauses als einzigen Grund ignoriert die pastorale Gesamtsituation in Altenessen. Ihre Entscheidung hat das intakte Gemeindeleben in St. Johann Baptist stark beschädigt. Eine frühzeitige Information und Beteiligung der Gemeindemitglieder erfolgten nicht. Kommunikationprobleme wurden und werden mittlerweile von Vertretern des Bistums eingeräumt. Auch nach der Entscheidung der Contilia, einen Krankenhausneubau nicht umzusetzen, blieben sie bei ihrer Entscheidung, die von vielen Gemeindemitgliedern als „Augen zu, und durch“ beschrieben wird.
Bei allen kirchlichen Organisationsmaßnahmen muss es um die Verwirklichung der Hirtensorge gehen. Das Heil der Seelen ist das oberste Ziel der kirchlichen Rechtsordnung (Can. 1752 CIC). Ihre Entscheidung bringt für die überwiegende Anzahl der Gemeindemitglieder etwas bedrohlich Neues und sie haben Angst, mit ihren Interessen und Ansprüchen auf der Strecke zu bleiben. Diese Katholiken fühlen sich von ihnen nicht mehr mitgenommen. Das Heil dieser Seelen findet sich in ihrer Entscheidung nicht wieder.
Die kirchliche Rechtsordnung wünscht, dass zwischen dem, der sich durch ein Dekret beschwert fühlt, und dem, der das Dekret erlassen hat, ein Rechtsstreit vermieden wird (Can. 1733 — § 1.) Durch Vertreter der Initiative „Rettet St. Johann“ wurde mehrfach ein konstruktiver Dialog angeboten, der bisher aber nicht zustande kam.

Damit ist festzustellen, dass die Entscheidung über die Profanierung der Kirche St. Johann Baptist aufzuheben ist.

Mit freundlichen Grüßen
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